
Verfassung

Niemand darf gezwungen oder gehindert werden, Religions­
unterricht zu erteilen. Uber die Teilnahme am Religionsunter­
richt bestimmen die Erziehungsberechtigten.

Artikel 45
Die auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Rechtstiteln be­

ruhenden öffentlichen Leistungen an die Religionsgemeinschaften 
werden durch Gesetz abgelöst.

Das Eigentum sowie andere Rechte der Religionsgemeinschaften 
und religiösen Vereine an ihren für Kultus-, Unterrichts- und 
Wohltätigkeitszwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen und son­
stigen Vermögen werden gewährleistet.

Artikel 46
Soweit das Bedürfnis nach Gottesdienst und Seelsorge in Kran­

kenhäusern, Strafanstalten oder anderen öffentlichen Anstalten 
besteht, sind die Religionsgesellschaften zur Vornahme religiöser 
Handlungen zugelassen. Niemand darf zur Teilnahme an solchen 
Handlungen gezwungen werden.

Artikel 47
Wer aus einer Religionsgesellschaft öffentlichen Rechts mit 

bürgerlicher Wirkung austreten will, hat den Austritt bei Gericht 
zu erklären oder als Einzelerklärung in öffentlich beglaubigter 
Form einzureichen.

Artikel 48
Die Entscheidung über die Zugehörigkeit von Kindern zu einer 

Religionsgesellschaft steht bis zu deren vollendetem vierzehnten 
Lebensjahr den Erziehungsberechtigten zu. Von da ab entscheidet 
das Kind selbst über seine Zugehörigkeit zu einer Religions- oder 
Weltanschauungsgemeinschaft.

VI. W i r k s a m k e i t  d e r  G r u n d r e c h t e

Artikel 49
Soweit diese Verfassung die Beschränkung eines der vorstehen­

den Grundrechte durch Gesetze zuläßt oder die nähere Ausge­
staltung einem Gesetz vorbehält, muß das Grundrecht als solches 
unangetastet bleiben.
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